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17. April 2018 

Kirchliches Arbeitsrecht 
Landeskirchenrat Henning Juhl (Bielefeld) 
zum Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 17. April: 

Der Europäische Gerichtshof geht in seinem heutigen Urteil davon aus, dass in einem 
weltanschaulich neutralen Staat die Gerichte einschätzen können, was der Auftrag zur Verkündigung 
des Evangeliums in Kirche und Diakonie konkret im Einzelnen bedeutet. Diese Einschätzung können 
jedoch nur die Kirchen selbst vornehmen, denn der Verkündigungsauftrag äußert sich in der 
praktischen Arbeit sehr vielgestaltig. Es hat deshalb seinen guten Grund, dass die Europäische Union 
die rechtliche Stellung der Religionsgemeinschaften in den Mitgliedsstaaten achtet und nicht 
beeinträchtigt, wie es Artikel 17 des Vertrages über die Arbeitsweise der EU vorsieht. Wir bedauern, 
dass der Europäische Gerichtshof in seinem heutigen Urteil dieses Prinzip nicht angemessen 
berücksichtigt hat. 

Bereits jetzt ist es in Kirche und Diakonie möglich, dass in begründeten Ausnahmefällen anders- oder 
nichtgläubige Menschen beschäftigt werden. Dabei bleibt unser Anspruch, dass alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ihre Aufgaben loyal im Sinne der Kirche erfüllen.  

Wir werden jetzt die Begründung des Urteils und die dann folgende Entscheidung des 
Bundesarbeitsgerichts abwarten. Anschließend prüfen wir gemeinsam mit der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD), ob die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes mit dem deutschen 
Religionsverfassungsrecht vereinbar ist.  
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